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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1921 Nr. 57. 


Anl alt: Geſetz über eine Anderung der Dienft- und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten, ©. 553. — Bekannt⸗ 
Inhalt: machung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden 
uſw., S. 556. 


(Nr. 12200.) Geſetz über eine Anderung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. 
Vom 24. November 1921. 


D Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
f Sal- - ; 
Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetzb vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 8. Februar 1921 (Geſetzſamml. S. 300) wird wie folgt geändert: 


I. Im § 7 Abſ. 1 Satz 5 (Dienfiwohnungen) wird die Zahl 7000 durch 20 000, die 
Zahl 11000 durch 30 000 erſetzt. SE 

II. Im $ 17 (Kinderbeihilfen) erhalten Abſ. 1 und Abf. 6 folgende Faſſung: 

(1) Außer dem Dienſteinkommen erhalten die Beamten Kinderbeihilfen in der Weiſe, daß für 
jedes Kind bis zum vollendeten 6. Lebensjahre monatlich 150 Mark, bis zum vollendeten 14. Lebens⸗ 
jahre monatlich 200 Mark und bis zum vollendeten 21. Lebensjahre monatlich 250 Mark gezahlt 
werden. Für Kinder vom 14. bis 21. Lebensjahre wird die Kinderbeihilfe nur gewährt, wenn 
das Kind kein eigenes Einkommen von mehr als 1500 Mark jährlich hat. Überſteigt das eigene 
Einkommen des Kindes den Betrag von 1500 Mark um weniger als den Betrag der Kinderbeihilfe 
einſchließlich Ausgleichszuſchlag (§ 18), fo wird die Kinderbeihilfe um den Betrag gekürzt, um 
den das eigene Einkommen des Kindes den Betrag von 1500 Mark überſteigt. Als eigenes 
Einkommen des Kindes gilt auch das dem Beamten kraft der elterlichen Nutznießung aus Kindes 
vermögen zufließende Einkommen. | 

(6) Die Kinderbeihilfe fällt weg: 5 

a) mit dem Ablaufe des Kalendervierteljahrs, in dem die ſonſtigen Vorausſetzungen für ihre 
Gewährung wegfallen, insbeſondere das Beamtenverhältnis endigt, das Kind das 14. 
oder 21. Lebensjahr vollendet, ſtirbt oder eine Ehe eingeht; 
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b) mit dem Ablaufe des Monats, in dem das Kind nach vollendetem 14. Lebensjahr ein 
Einkommen bezieht, das den Betrag von 1 500 Mark um mindeſtens den Betrag der 
Kinderbeihilfe einſchließlich Ausgleichszuſchlag überſteigt. 

III. § 18 Abſ. 2 (Ausgleichszuſchlag) erhält folgende Faſſung: 
Der Ausgleichszuſchlag wird bis zu einer anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaushalts⸗ 
plan bei allen im Abſ. 1 genannten Bezügen gleichmäßig auf zwanzig vom Hundert feſtgeſetzt. 


IV. In § 19 Abſ. 1 Ziffer 2 ($ 3 Abſ. 2 der Verordnung, betreffend die einſtweilige Ver⸗ 
ſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 [Geſetzſamml. 
S. 33]) wird an Stelle von 18 000 Mark 60 000 Mark geſeßt. 


V. In $ 22 Abſ. 1 Ziffer 1 (§ 8 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen 
und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, vom 20. Mai 1882/27. Mai 1907 (Geſetzſamml. 
S. 298 und 99) wird an Stelle von 900 Mark und 9 000 Mark geſetzt 3 000 Mark und 
28 000 Mark. 


VI. In der Anlage 1 (Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten) 
werden die Grundgehaltsſätze in den Abſchnitten I, II, III und IV wie folgt geändert: 


1. Aufſteigende Gehälter. 


A. Gehälter mit feſten Srundgehaitsfägen. 
Gruppe b: 7 500 — 8100 — 8700 — 9300 — 9900 — 10500 — 11000 — 11500 — 
12 500 a 91200 
10 000 — 10 800 — 11 200 — 11600 = 12 000 — 12400 — 12 700 — 
13 000 Mark ihc 
„ N , 5146000 > 
15 000 Mark jährlich, 


® 


12 


2 


e 12 500 13 000 =- 13500. - 14000 — 14 400 ==: 14 800 — 15 200 15 600 
16 000 M 5 7 0 5 
5 5: 13 500 — 14 000 14 500 — 15 000 — 15 400 — 15 800 — 16 200 — 16600 — 


17 000 Mak abc, 

» 6; 14 500 — 15 200 — 15 900 — 16 500 — 17 100 — 17700 — 18 300 — 18 900 — 
19 500 Mark 1900 9 

„ 7: 16 000 — 16 900 17 700. — 18 500 — 19 300 — 20 100 — 20 900 — 21 700 — 

5 22 500 Mark jährlich, 

8: 18000 = 19 200 — 20 400 — 21 600 — 22 800 — 24 000 — 25 000 — 26 000 Mark 
jährlich a 

9 21 000 — 22 500 — 24000 — 25 500 — 27.000 — 28 500 — 30 000 — 31 000 Mark 
jährlich 

» 10: 5 000 — 26 800 — 28 600 — 30 400 — 32 200 — 33 800 — 35 400 — 37 000 Mark jährlich, 

» 11: 30 000 — 32 000 — 34.000 — 36 000 — 38000 — 40 000 — 42 000 — 44.000 Mark jährlich, 

238000 — 41 500 — 45 000 — 48 000 — 51000 — 54000 — 57 000 Mark jährlich, 
» 13: 53 000 — 60 000 — 67000 — 74.000 — 80 000 Mark jährlich. 


B. Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen. 


1. 19200 8 20 000 9 jährlich: 14000 — 15000 — 15 900 — 16 800 — 17 600 — 18400 — 
19 200 — 20000 M 
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2. Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 15500 — 16500 — 17 500 — 18 400 — 19300 — 20 200 — 
21100 — 22 000 Mark. 


3. 35 000 Mark im Durchſchnitt. Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 25000 — 27500 — 30000 — 
32000 — 34.000 — 36000 — 38 000 — 40 000 Mark, höchſtens jedoch 54000 Mark. 


4. 45850 Mark im Durchſchnitt. Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 32000 — 36000 — 40 000 — 
43 000 — 46 000 — 49000 — 52.000 — 54700 Mark, höchſtens jedoch 70000 Mark. 


5. 51500 Mark im Durchſchnitt. Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 38 000 — 42 000 — 46000 — 
50 000 — 54.000 — 57 000 — 60 000 Mark, höchſtens 1 000 75 000 Mark. 


II. Einzelgehälter. 


Genf 80 000 Mark jährlich, 
» ee: 90000 „ » 
» EIKE 105 000 » » 
VE 140 000 „ » 
Van 180 000 „ » 


VII. Im Abſchnitt B (Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen) der Anlage 1 ändert ſich die 
Anmerkung zu Gruppe 1 und 2 wie folgt: 

Zu den Mindeſtgrundgehaltsſätzen kann ein ausgleichszuſchlagfähiger Ergänzungsbetrag von 
durchſchnittlich 2500 Mark für jede Stelle mit der Maßgabe gewährt werden, daß das Geſamt⸗ 
grundgehalt des einzelnen Stelleninhabers bei 1:22 500 Mark, bei 2: 24500 Mark jährlich nicht 
überſteigen darf. 


VIII. In den Schlußbemerkungen zur Anlage 1 Abſchnitt C (Nebenbezüge) iſt unter Ziffer 5 
zu b für 1200 Mark 5000 Mark und zu c für 900 Mark 3 500 Mark zu ſetzen. 


IX. In den Schlußbemerkungen zur Anlage 1 Abſchnitt C (MNebenbezüge) iſt die Ziffer 8 
in den Abſ. 1 und 2 wie folgt zu ändern: 

Bei der Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, bei der 
Berg, Hütten⸗ und Salinenverwaltung, bei der landwirtſchaftlichen Verwaltung und bei der Forſt⸗ 
verwaltung erhalten die Profeſſoren und Abteilungsvorſteher an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen 
ſowie die Direktoren der Forſtakademien die für ihre Vorleſungen eingehenden Unterrichtshonorare 
bis zu 8000 Mark ganz, von dem darüber hinausgehenden Betrage bis zu 15000 Mark jähr⸗ 
lich 50 vom Hundert und von dem Jahresbetrag über 15000 Mark hinaus 20 vom Hundert. 
An Unterrichtshonorar und ſonſtigen, aus ihrem akademiſchen Lehramte herrührenden Nebenbezügen 
wird den Profeſſoren und den Abteilungsvorſtehern eine Mindeſteinnahme von 4000 Mark gewähr- 
leiſtet. Darüber hinaus bleiben den Profeſſoren die ihnen gemäß den Satzungen und dem Haus— 
haltsplane zufließenden Bezüge geſichert. 

Zur Ablöſung der Beteiligung der Profeſſoren an den Promotionsgebühren kann eine Erhöhung 
der Honorarabzugsgrenze oder der gewährleiſteten Mindeſteinnahme durch den Staatshaushalt 
erfolgen. 

95% 
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X. Die Anlage 2 (Ortszuſchlag) erhält folgende Faſſung: 
Der Ortszuſchlag beträgt für planmäßige Beamte: 
in den Orten der Ortsklaſſe 


Bei einem Grundgehalte 


bis 11 500 

über 11 500 bis 12 700 
„ 12700 » 15 200 
» 15200 » 16 900 
» 16 900 » 25 500 
» 25 500 » 38 000 
» 38 000 


A 


Mark 
3200 
4 000 
4 800 
5 600 
6 400 
7200 
3000 


B 


Mark 
2 400 
3 000 
3 600 
4 200 
4 800 
5 400 
6 000 


0 
jährlich 
Mark 
2000 
2500 
3 000 
3 500 
4.000 
4500 
5 000 


D E 
Durchſchnitt 

Mark Mark Mark. 
1600 1200 2.080 
2.000 1500 2 600 
2 400 1800 3120 
2 800 2 100 3 640 
3 200 2 400 4160 
3 600 2 700 4680 
4.000 3.000 5 200 


XI. In der Anlage 3 Nachweifung der Dienſtbezüge für die nichtplanmäßigen unmittelbaren 


Staatsbeamten) erhält 


1. die Ziffer 1 folgende Faſſung: 
Es betragen die Grundvergütungsſätze vom Beginne des 
I; 


für Zivilauwärter 
» Militäranwärter 


Gruppe 1: 
* Die 
3 


» 5; Zivilanwärter 
Militäranwärter 

„ 6: Zivilanwärter 
Militäranwärter 

„ 7: Zivilanwärter 
Militäranwärter 

8 

» 9; 

» 10 


2. In Ziffer 3 


Zivilanwärter 
Militäranwärter 


Zivilanwärter 


Militäranwärter 
3: Zivilanwärter 
Militäranwärter 
: Zivilanwärter 
Militäranwärter 


70 
c 7 
„ weh 80 


2. 3: 4, 5. 
Anwärterdienſtjahrs ab 

80 85 90 95 
85 90 95 — 


vom Hundert des Anfangsgrundgehalts derjenigen * 
Gruppe, in der der Stellenanwärter beim regel⸗ 
mäßigen Verlaufe feiner Dienſtlaufbahn zuerſt 


5 10 150 


planmäßig angeſtellt wird 
6 000 6375 6 750 7125 
6375 6750 7 125 
3.000 8 500 9 000 9 500 
8 500 9.000 9 500 
9 200 9775 10 350 10 925 
97 10350 10925 


10 000 10 625 11 250 11875 

10 625 11 250 11 875 

10 800 11475 12 150 12 825 

11475 12 150 12825 

11 600 12 325 13 050 13 775 

12.325 13 050 13.775 

12 800 13 600 14 400 15 200 

13 600 14 400 15 200 

14400 15 300 16 200 17 100 
16 800 17 850 18 900° 19 950 

20 000 21 250 22 500 23 750 


wird die Zahl 4085 durch die Zahl 9500 erſetzt. 
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§ 2. 

Bis zu einer anderweiten Regelung durch den Staatshaushaltsplan erhalten die nichtplan⸗ 
mäßigen Beamten, die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung an den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hochſchulen und die ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte der wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, 
Anſtalten und Inſtitute 

a) zur Grundvergütung einen Notzuſchlag in der Höhe, daß Grundvergütung und Not 
zuſchlag zuſammen betragen, 


wenn ſie Zivilanwärter ſind: 


im 1. Anwärterdienſt jahre 95 vom Hundert, 
225 37. 95 5 
* 35 232 FF 98 » v 
W ee J ³ A RER1e 100 „ » 
„ 5. 7 10000 
wenn ſie Militäranwärter ſind: 
c 8 95 vom Hundert, 
25 » 35 W000 98 » 
» 3. SSS EEE DRG 100 » » 
» 4 Den 100 „ » 


des Anfangsgrundgehalts derjenigen Gruppe, in der fie beim regelmäßigen Verlauf in ihrer 
Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt werden; Anwärterinnen auf Stellen, die in 
der Beſoldungsordnung mit einem 7 bezeichnet find, erhalten dieſe Bezüge um 10 vom 
Hundert gekürzt; 

b) zu dem nach § 14 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. 1921 S. 135) 80 vom Hundert des vollen Ortszuſchlags betragenden 
Ortszuſchlag als Notzuſchlag die übrigen 20 vom Hundert des Ortszuſchlags. 


Auch dieſe Notzuſchläge erhöhen ſich um den jeweils geltenden Ausgleichszuſchlagsſatz. 


Die am 30. September 1921 im Dienſte befindlich geweſenen planmäßigen und nichtplan⸗ 
mäßigen Beamten werden mit ihrem bisherigen Beſoldungs⸗ und Anwärterdienftalter in die neuen 
Dienſtbezüge eingewieſen. N 

Iſt ein Beamter mit Wirkung vom 1. Oktober 1921 in eine andere Beſoldungsgruppe über⸗ 
getreten, ſo erfolgt die Berechnung des Beſoldungsdienſtalters in der neuen Beſoldungsgruppe nach 
Maßgabe der bisherigen Grundgehaltsſätze, bei ſpäterem Übertritte nach Maßgabe der neuen Sätze. 


Artikel II. 

Mit Wirkung vom Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes find die Bezüge der Ruhegehalts- 
empfänger, Wartegeldempfänger und Hinterbliebenen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes neu zu 
regeln. Das Beamten-Altruhegehaltsgeſetz vom 17. Dezember 1920 (Gejegfamml. 1921 S. 214) 
findet mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des 1. April 1920 der 1. Oktober 1921 tritt. 
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Artikel III. 

Die neuen Sätze der Grundgehälter und Ortszuſchläge werden der Berechnung der Ruhe— 
gehälter und Wartegelder nur mit der Maßgabe zugrunde gelegt, daß ſich keine höheren Ruhe⸗ 
gehälter und Wartegelder ergeben, als ſie die in den dauernden oder einſtweiligen Ruheſtand ver⸗ 
ſetzten Reichsbeamten bei gleichem ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommen und gleicher ruhegehalts- 
fähiger Dienſtzeit erhalten. Dasſelbe gilt ſinngemäß für die Hinterbliebenen. 


Artikel IV. 


§ 1. 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Finanzminiſter. Er iſt ins— 
beſondere ermächtigt, zum Ausgleich von Härten Zuſchüſſe zum Verſorgungszuſchlage (§ 23 des 
Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 ([Geſetzſamml. 1921 S. 135) zu 
gewähren. 

82 


ar 


Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1921 in Kraft. Mit dem gleichem Tage 
treten das Geſetz, betreffend die Gewährung von Notzuſchlägen, vom 18. Dezember 1920 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1921 S. 218) in der durch das Geſetz vom 14. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 220) 
geänderten Faſſung, die Verordnung des Preußiſchen Staatsminiſteriums über die Gewährung von 
Notzuſchlägen vom 8. Februar 1921 (Gefekfamml. S. 302) ſowie die Verordnung des Preufi- 
ſchen Staatsminiſteriums über die Gewährung von Notzuſchlägen vom 2. September 1921 (Ge 
ſetzdaamml. S. 510) außer Kraft. 


Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von feinem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 
Big pruch b 9 9 


Berlin, den 24. November 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Severing. v. Richter. Wendorff. Siering. Boelitz. Hirtſiefer. 


Bekanntmachung. 


N 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 

J. der Erlaß des vormaligen Königs vom 23. Auguſt 1917, betreffend die Entbindung der Kerker⸗ 
bachbahnAktiengeſellſchaft von der ihr nach der Konzeſſion vom 4. Dezember 1901 obliegenden 
Verpflichtung zum Betriebe einer Rollbahn von Schlagmühle nach Lahr, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Wiesbaden Nr. 42 S. 279, ausgegeben am 22. Oktober 1921; 

2. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 3. Oktober 1920, betreffend die Entbindung 
der Kerkerbachbahn⸗Aktiengefellſchaft von der ihr nach der Konzeffion vom 8. Juni 1904 ob⸗ 
liegenden Verpflichtung zum Betriebe einer Bahnſtrecke von Hintermeilingen nach Mengerskirchen, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 42 S. 279, ausgegeben am 22. Oktober 1921; 


I 


a 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Mai 1921, betreffend die Genehmigung 


des von der Generalverſammlung des Neuen Brandenburgiſchen Kredit⸗Inſtituts am 12. April 1921 
beſchloſſenen Nachtrags zu den ſtatutariſchen Beſtimmungen des Inſtituts, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 27 S. 363, ausgegeben am 

2, Juli 1921, 

der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 26 S. 154, ausgegeben am 2. Juli 1921, 

der Regierungsſtelle in Schneidemühl Nr. 25 S. 121, ausgegeben am 2. Juli 1921, 

der Regierung in Stettin Nr. 27 S. 212, ausgegeben am 2. Juli 1921, 

der Regierung in Köslin Nr. 27 S. 156, ausgegeben am 2. Juli 1921, 

der Regierung in Liegnitz Nr. 45 S. 347, ausgegeben am 5. November 1921, und 

der Regierung in Magdeburg Nr. 27 S. 210, ausgegeben am 2. Juli 1921; 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Juni 1921, betreffend die Genehmigung 


der von der Zſchipkau-Finſterwalder Eiſenbahngeſellſchaft in Finſterwalde (N. L.) beſchloſſenen 
Vermehrung ihres Grundkapitals, durch die Amtsblätter : 
der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 45 ©. 239, ausgegeben am 12. November 1921, und 
der Regierung in Merſeburg Nr. 46 S. 255, ausgegeben am 12. November 1921; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Auguſt 1921, betreffend die Genehmigung 


der von der Generalverſammlung des Neuen Braudenburgiſchen Kredit⸗Inſtituts am 28. Mai 1920 
und 12. April 1921 beſchloſſenen Anderungen und Ergänzungen der ſtatutariſchen Beſtimmungen, 
des Inſtituts, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 39 S. 474, ausgegeben am 24. Sep⸗ 

tember 1921, 

der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 38 S. 206, ausgegeben am 24. September 1921, 

der Regierungsſtelle in Schneidemühl Nr. 37 S. 155, ausgegeben am 24. September 1921, 

der Regierung in Stettin Nr. 38 S. 293, ausgegeben am 17. September 1921, 

der Regierung in Köslin Nr. 38 S. 219, ausgegeben am 17. September 1921, 

der Regierung in Liegnitz Nr. 38 S. 302, ausgegeben am 17. September 1921, und 

der Regierung in Magdeburg Nr. 38 S. 280, ausgegeben am 17. September 1921; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Auguſt 1921, betreffend die Genehmigung 


des mit Ermächtigung der Generalverſammlung des Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen 
Kredit⸗Inſtituts von der Kur⸗ und Neumärkiſchen Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion am 5. Auguſt 1921 
beſchloſſenen Nachtrags zum Statut der Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Darlehns⸗ 
kaſſe, durch die Amtsblätter f 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 41 S. 495, ausgegeben am 

8. Oktober 1921, 

der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 39 S. 211, ausgegeben am 1. Oktober 1921, 

der Regierungsſtelle in Schneidemühl Nr. 37 S. 156, ausgegeben am 24. September 1921, 

der Regierung in Stettin Nr. 39 S. 301, ausgegeben am 24. September 1921, 

der Regierung in Köslin Nr. 39 S. 227, ausgegeben am 24. September 1921, 

der Regierung in Liegnitz Nr. 39 S. 310, ausgegeben am 24. September 1921, und 

der Regierung in Magdeburg Nr. 39 S. 285, ausgegeben am 24. September 1921; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. September 1921, betreffend die Beſtätigung 


der vom Verwaltungsrate der Stadtſchaft der Provinz Brandenburg am 19. April 1921! beſchloſſenen 
und von dem Brandenburgiſchen Provinziallandtag am 24. Mai 1921 genehmigten Anderungen 
der Satzung der Stadtſchaft der Provinz Brandenburg, durch die Amtsblätter = 
der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 42 S. 521, ausgegeben am 
15. Oktober 1921, und 
der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 41 S. 226, ausgegeben am 15. Oktober 1921; 


10. 


IR 


13. 


15. 
des Enteignungsrechts an die Einbecker Kalkwerke, Inhaber Paul Wille in Einbeck, für die Fort- 


16. 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. September 1921, betreffend die Über⸗ 


tragung des der ÜUberlandzentrale Oſtpreußen, Aktiengeſellſchaft in Königsberg i. Pr., durch Erlaß 
vom 11. September 1920 verliehenen Enteignungsrechts auf das Oſtpreußenwerk, Aktiengeſellſchaft 
in Königsberg i. Pr., durch die Amtsblätter: 

der Regierung in Königsberg i. Pr. Nr. 42 S. 319, ausgegeben am 15. Oktober 1921, 

der Regierung in Gumbinnen Nr. 42 S. 317, ausgegeben am 15. Oktober 1921, und 

der Regierung in Allenſtein Nr. 46 S. 209, ausgegeben am 12. November 1921; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. September 1921, betreffend die Ver⸗ 


leihung des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Rauſchermühle, Aktiengeſellſchaft in 
Mayen, für den Bau eines normalſpurigen Anſchlußgleiſes von dem Elektrizitätswerk Rauſchermühle 
bis zu dem Bahnhofe Plaidt, durch das Amtsblatt der Regierung in Coblenz Nr. 49 S. 217, 
ausgegeben am 15. Oktober 1921; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. September 1921, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Niederſächſiſchen Kraftwerke, Aktiengeſellſchaft in Osnabrück, für den 
Bau einer elektriſchen Hochſpannungsleitung im Kreiſe Diepholz, durch das Amtsblatt der Regierung 
in Hannover Nr. 42 S. 213, ausgegeben am 15. Oktober 1921; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. September 1921, betreffend die Ver⸗ 
leihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Stolberg a. H. für den Bau einer Zufahrtſtraße 


zum Bahnhofe Stolberg, durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 43 S. 241, 


ausgegeben am 22. Oktober 1921; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. September 1921, betreffend die Ver⸗ 


leihung des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Sachſen⸗Anhalt in Halle a. S. für den 
Bau einer elektriſchen Fernleitung vom Umſpannungswerk Krottorf bis zum Umſpannungswerk 


Oſchersleben, durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 42 S. 303, ausgegeben 
am 15. Oktober 1921; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. September 1921, betreffend die Genehmigung 
der von der 48. Generalverſammlung der Mitglieder der Schleswig- Holſteiniſchen Landſchaft am 
21. Juni 1921 beſchloſſenen Anderungen der Satzung der Landſchaft, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Schleswig Nr. 46 S. 362, ausgegeben am 29. Oktober 1921; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. September 1921, betreffend die Ge⸗ 


nehmigung der von der Generalverſammlung der Mitglieder der Landſchaft der Provinz Sachſen 
am 28. Juni 1921 beſchloſſenen Anderung des Statuts der Landfchaftlichen Bank der Provinz 


Sachſen, durch die Amtsblätter . 


der Regierung in Magdeburg Nr. 45 S. 323, ausgegeben am 5. November 1921, 
der Regierung in Merſeburg Nr. 44 S. 248, ausgegeben am 29. Oktober 1921, und 
der Regierung in Erfurt Nr. 46 S. 272, ausgegeben am 12. November 1921; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Oktober 1921, betreffend die Verleihung 


führung der Einbecker Kalkwerke, durch das Amtsblatt der Regierung in Hildesheim Nr. 41 
S. 217, ausgegeben am 15. Oktober 1921; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Oktober 1921, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an das kommunale Elektrizitätswerk Mark, Aktiengeſellſchaft in Hagen, für 
die Anlagen zur Erzeugung, Umformung und Fortleitung elektriſcher Energie im Stadtkreiſe 
Hagen uſw., durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 43 S. 561, ausgegeben am 
22. Oktober 1921. N ü 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzſammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen Zeitungsgebühr 
feſtgeſetzt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 50 Pfennig für den Bogen, für die Hanptſachverzeichniſſe 1806 bis 1883 50 Mark und 


1884 bis 1913 26 Mark. — Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


